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GZ. 17957/3-CS3/04


	

	GZ. 17957/3-CS3/04       DVR 0000175



	An das

Bundesministerium für

soziale Sicherheit Generationen

und Konsumentenschutz

Abt. IV/1

Stubenring 1

1010 Wien





Wien, am 16. März 2004

Betrifft: Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines

            Schlichtungsstellengesetzes und einer BEinstG-Novelle; Vorbegutachtungsverfahren

Bezug: GZ: 44.001/56-1/03

Einleitend darf in dieser Angelegenheit auf die Stellungnahmen des ho. Ressorts/Gruppe Schiene zu einer interministeriellen Arbeitsgruppe bezüglich behindertenbenachteiligter Bestimmungen verwiesen werden.

Zum o.g. Betreff nimmt das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie wie folgt Stellung:

A.
Im Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes sind allgemeine Anforderungen an gestaltete Lebensbereiche normiert, durch die eine unmittelbare und mittelbare Diskriminierung von Behinderten vermieden werden soll. Es wird der Grundsatz der Barrierefreiheit definiert und auch für den Verkehrsbereich die Ergreifung von Maßnahmen angeordnet, um die diskriminierungsfreie Zugänglichkeit zu Transportmitteln zu gewährleisten, ohne dass allerdings auf die Rechtslage für den Verkehrsbereich Bezug oder Rücksicht genommen wird.


Daraus resultieren jedoch folgende grundsätzliche bzw. speziell den Eisenbahnrechtsbereich betreffende Fragen, für deren Klärung im Vorentwurf legistisch keine Vorsorge getroffen ist:


1.
Vorweg stellt sich die grundsätzliche Frage, ob die gesetzliche Verankerung von Maßnahmen im Verkehrsbereich nicht in den einzelnen Materiengesetzen - den Eisenbahnbereich betreffend im Rahmen des Eisenbahngesetzes 1957 und des  Eisenbahnbeförderungsgesetzes 1988 - erfolgen sollte, wovon ja auch die interministerielle Arbeitsgruppe offenbar grundsätzlich ausging. 



Wenn aber hier die Erlassung eines gesonderten Bundes-Behindertengleichstellungs-gesetzes auch für Maßnahmen im Verkehrsbereich angepeilt werden sollte, dann ist zunächst eine Abgrenzung zu den spezifischen Rechtsmaterien zu treffen, insbesondere dann, wenn im Falle der normierten Barrierefreiheit in die eisenbahnbaurechtlichen Belange eingegriffen wird. 



Im Entwurf wird nicht einmal abgegrenzt, für welche konkreten Verkehrseinrichtungen das Gesetz anzuwenden sein soll. Sind mit „öffentlichen Verkehrsmitteln“ etwa die der öffentlichen Hand, also von Gebietskörperschaftten, gemeint, oder mehr. Eine klare definitorische Bezugnahme und Abgrenzung zu bestehenden Rechtsvorschriften wäre  unerlässliche Voraussetzung, dass nicht schon der Anwendungsbereich sachlich ungerechtfertigte Differenzierungen ergibt oder zu vermeidbaren Rechtsstreitigkeiten über den Anwendungsbereich führt.



In den Erläuterungen, besonderer Teil,  wird die Aussage getroffen, dass für den Gesetzgeber keine Verpflichtung besteht, baurechtliche oder andere Gesetze anzupassen. Dies gibt aber keinen Aufschluss darüber, in welchem Verhältnis die Barrierefreiheit normierenden Normen des  Entwurfes zu den einschlägigen eisenbahnbaurechtlichen und eisenbahnbeförderungsrechtlichen Regelungen stehen. Es sollte vermieden werden, dass ein im Ergebnis unklares Nebeneinander von gesetzlichen Vorschriften zulasten der Rechtsanwender geht. Eine grundsätzliche Aufarbeitung ist daher unerlässlich, inwieweit die in den Erläuterungen angesprochenen bestehenden Materienvorschriften und die Entwurfbestimmungen überhaupt in Einklang gebracht werden könnten, oder der Entwurf hier eben anzupassen ist.


2.
Aus dem Vorentwurf geht weiters nicht hervor, welche gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben Behinderteninteressen betreffend umgesetzt werden sollen. Insbesondere fehlt der Hinweis auf jene EU-Rechtsentwicklungen, die bauliche Maßnahmen auf dem Transportsektor im Interesse der Behinderten zum Inhalt haben. Was die Eisenbahnbeförderung betrifft, so darf auf den aktuellen Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr vom 3. März 2004 verwiesen werden, worin auch behinderte Fahrgäste besonders Berücksichtigung finden.


3. Wenn auch offenbar keine Verpflichtung der Verkehrsunternehmen zu Baumaßnahmen im  vorliegenden Gesetzesvorhaben normiert werden soll, so soll aber diskriminierten Personen ein Schadenersatzanspruch eingeräumt werden.  Da ein Schadenersatz schon dem Grunde nach ein rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten voraussetzt, stellt sich die Frage, ob Schadenersatz nur bei Verletzung der bestehenden Normen gewährt werden soll, dann wäre das doppelgleisig zu den bestehenden Materienvorschriften, oder für die daneben vorgesehenen wenig konkreten Bestimmungen im vorliegenden Gesetz.  Das hieße dann aber, dass Schadenersatz zustehen soll, auch wenn eine Verkehrseinrichtung den bestehenden Normen entsprechend genehmigt wurde und betrieben wird, also ohne Rechtswidrigkeit - da ist das Rechtsinstitut eines Schadenersatzes schon dem Grunde nach sehr fragwürdig.



Es stellt sich weiters anhand der sehr allgemein gehaltenen Umschreibung im vorliegenden Entwurf  auch die Frage, welche konkreten Pflichten etwa die Verkehrsunternehmen einhalten müssten, um keinen Schadenersatzanspruch auszulösen, oder umgekehrt , welche Rechtsverletzungen anhand welcher konkreten Bestimmungen eine sich diskriminiert erachtende Person für einen Schadenersatzanspruch belegen muss.



All das ist im vorliegenden Vorbegutachtungsentwurf ungeklärt, sodass gefolgert werden muss, dass das Gesetz in der vorliegenden Fassung weder für die Behinderten noch für den Verkehrsbereich klar umsetzbare Maßnahmen enthielte.


4. Ein weiterer Kritikpunkt liegt darin, dass entgegen den wiederholten Feststellungen seitens des bmvit in der interministeriellen Arbeitsgruppe  über die Durchforstung der Rechtsordnung in der nun vorliegenden Vorbegutachtungsaussendung zum Entwurf insgesamt überhaupt  keine Aussagen getroffen werden, welche finanziellen Auswirkungen mit einer Verwirklichung des gegenständlichen Gesetzesvorhaben für den Verkehrsbereich bzw. die als erfasst erachteten jeweiligen Verkehrsmittel verbunden wären und wie sie finanziert werden sollen. 


5.
Dazu kommt die ausdrückliche haushaltsrechtliche Verpflichtung im Sinne des § 14 Bundeshaushaltsgesetz. Der Rohentwurf enthält aber keine Darstellung der finanziellen Auswirkungen und ist somit einer eingehenden inhaltlichen Beurteilung auch in dieser Hinsicht nicht zugänglich.


Der Rohentwurf sollte daher schon dem Grunde nach überarbeitet und neu strukturiert sowie umfassend ergänzt werden, um zu klären, inwieweit Anliegen nach Maßnahmen zugunsten Behinderter auch im Verkehrsbereich im vorliegenden Gesetzesvorhaben überhaupt ausdrücklich erfasst werden sollten, oder ob es nicht zweckmäßiger erscheint, diese Maßnahmen wie bisher in den jeweiligen Materien zu treffen. Wenn Maßnahmen in einem übergreifenden Behindertengleichstellungsgesetz auch für den Verkehrsbereich für erforderlich erachtet werden, muss aber eine klare Regelung zur Umschreibung und Abgrenzung gefunden werden und wie die einzelnen Maßnahmen realisierbar und wirksam getroffen und finanziert werden können. Dann erst wird eine eigentliche Begutachtung erfolgversprechend durchgeführt werden können.

B.
Der mitausgesandte Entwurf des "Forums Gleichstellung" weicht vom vorgenannten eigentlichen Entwurf des BMSGK inhaltlich ab. Zuallererst wäre daher zu klären, was davon in den Vorbegutachtungsentwurf übernommen werden soll, dies wäre einzuarbeiten, dass sodann eine Gesetzesvorlage samt ihrer Umsetzung und ihren finanziellen Auswirkungen beurteilt werden kann. 


Davon abgesehen sind hier zwei Anmerkungen vorweg zu machen: 


a)
Die Festschreibung eines bestimmten Zeitraumes zur Umsetzung behindertengerechter Maßnahmen ohne Beurteilungsgrundlage der Auswirkungen ist schon dem Grunde nach kein geeigneter Weg.


b)
Wie schon oben zum Vorbegutachtungsentwurf angemerkt, ist für gesetzliche Maßnahmen in den hier betreuten Materien zunächst eine grundsätzliche Klarstellung und Abgrenzung gegenüber dem Rechtsbestand und den Neuerungen in den vorliegenden Materien zu treffen. So ist für die Zugänglichkeit der Anlagen und Fahrbetriebsmittel neuerdings bereits eine Regelung in der EisbVO 2003 getroffen worden, und auf gemeinschaftlicher Ebene werden diese Regelungen im Rahmen der TSI der Interoperabilität getroffen. Für das Eisenbahnbeförderungsrecht ist sowohl das grundlegende Übereinkommen COTIF neu gefasst worden als auch neuerdings eine Regelung gemäß dem Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Verordnung über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr über Fahrgastrechte von Personen mit eingeschränkter Mobilität in Vorbereitung. 


Novellierungen eisenbahnrechtlicher Rechtsvorschriften erscheinen daher aus Anlass des gegenständlichen Gesetzesvorhabens des BMSGK weder erforderlich noch aktuell geboten, wohl aber sollte das gegenständliche Gesetzesvorhaben darauf abgestimmt werden.

	Für den Bundesminister:

Dr. Brigitte Raicher-Siegl
	Ihre Sachbearbeiterin:

Sandra Hoentzsch

Tel.: 71162-7415, Fax-DW: 7499

sandra.hoentzsch@bmvit.gv.at

	Für die Richtigkeit

der Ausfertigung:
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